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Berufsausübungsgemeinschaften mit  
Juniorpartnern – Ärger ohne Ende?

Praxis und Recht: RA Bischoff über Partnermodelle, komplizierte Rechtsprechung und Konsequenzen für Zahnärzte (1)

In der Vertragspraxis ist es seit Län-
gerem üblich, dass Juniorpartner 
in eine Berufsausübungsgemein-
schaft, sei diese örtlich (BAG) oder 
überörtlich (üBAG), für eine Probe-
zeit ohne Vermögensbeteiligung 
aufgenommen werden. Häufig er-
halten sie als Gewinnanteil nur ei-
ne Beteiligung am eigenen Hono-
rar. Eine Honorarbeteiligung kann 
man auch mit einem angestellten 
Zahnarzt/Arzt vereinbaren.

Oft wird nach Ablauf der Probe-
zeit aber „vergessen“, die Vermö-
gensbeteiligung zu gewähren. Ge-
rade die Zulassungsausschüsse se-
hen solche Verträge in letzter Zeit 
zunehmend negativ, sodass die Ge-
nehmigung solcher Gesellschaften 
abgelehnt wurde. Noch schlim-
mer: Teilweise wurde die Geneh-
migung solcher Gesellschaften mit 
Wirkung für die Vergangenheit wi-
derrufen. Letzteres kann dann zur 
Rückforderung vertragszahnärzt-
licher K(Z)V-Honorare führen. Dass 
dies existenzgefährdende Auswir-
kungen für die betroffenen Zahn-
ärzte/Ärzte hat, versteht sich von 
selbst.

Die Anerkennung von Berufs-
ausübungsgemeinschaften zwi-
schen Zahnärzten/Ärzten wurde 
in der Vergangenheit mehrfach 
höchstrichterlich von unterschied-
lichen Gerichten entschieden. Im 
Einzelnen sind die Anforderungen 
der Rechtsprechung durchaus un-
terschiedlich, was zu einer großen 
Verunsicherung in der Rechtspra-
xis führt.

Unterschiedliche Gerichtsent-
scheidungen: Von besonderer Be-
deutung für die Einbindung von 
Juniorpartnern sind hier die Ent-
scheidung des Bundessozialge-
richts (BSG), 6. Senat, vom 23. Juni 
2010 (Az.: B 6 KA 7/09 R), die Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofs 
(BGH) vom 6. April 1987 (Az.: II ZR 

101/86, Nullbeteiligungsgesell-
schafter), und zuletzt die Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
vom 3. November 2015 (Az.: VIII R 
62/13).

Ebenso gibt es Entscheidungen 
von Arbeitsgerichten, die sich mit 
der Tätigkeit solcher Juniorpartner 

auseinandersetzen mussten und 
diese dann wegen Ablehnung der 
Arbeitnehmereigenschaft an die 
ordentlichen Zivilgerichte verwie-
sen (zum Beispiel Beschluss des Ar-
beitsgerichts [ArbG] Frankfurt/
Oder, Az.: 4 Ca 1011/14 vom 20. Au-
gust 2014). Soweit es um die Sozi-
alversicherungspflicht von Junior-

partnern geht, ist auch die Ent-
scheidung des Landessozialge-
richts (LSG) Baden-Württemberg 
vom 12. Dezember 2014 (Az.: L 4 R 
1333/13) zu berücksichtigen.

Wichtig ist zunächst einmal, 
dass der BGH und ihm folgend die 
Oberlandesgerichte (OLG) die Null-
beteiligungsgesellschaft für recht-
lich zulässig erachten und darüber 
hinaus dem Gesellschafter, der 
kein Gesellschaftsvermögen hat, 
gleichwohl den Gesellschaftersta-
tus zuerkannt haben (vergleiche 
zum Beispiel das oben genannte 
Urteil des BGH vom 6. April 1987,  
Beschluss des OLG Frankfurt vom 
20. September 2012, Az.: 20 W 
264/12, „NZG“ 2013, S. 338).

Nach der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG, ver-
gleiche Urteil vom 5. Juli 2000, Az.: 
5 AZR 888/98) ist Arbeitnehmer, 
wer seine Dienstleistung im Rah-
men einer von seinem Vertrags-
partner bestimmten Arbeitsorga-
nisation erbringt. Die Eingliede-
rung in die fremde Arbeitsorgani-
sation zeigt sich insbesondere da-
ran, dass der Beschäftigte einem 
umfassenden Weisungsrecht sei-
nes Vertragspartners (Arbeitge-
bers) unterliegt. Das Weisungs-
recht kann Inhalt, Durchführung, 
Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit 
betreffen. Arbeitnehmer ist na-
mentlich der Mitarbeiter, der nicht 
im Wesentlichen frei seine Tätig-
keit gestalten und seine Arbeitszeit 
bestimmen kann (Paragraf 84 Ab-
satz 1 Satz 2, Absatz 2 Handelsge-
setzbuch – HGB). Für die Abgren-
zung maßgeblich sind die tatsäch-
lichen Umstände, die die Bezie-
hung prägen und nach denen die-
se in Wirklichkeit durchgeführt 
wird. Dabei argumentiert das BAG, 
dass ein Angewiesensein auf den 
Ort der Praxis, das heißt, eine da-
durch bedingte örtliche Beschrän-

kung bei der Ausübung der ge-
schuldeten Tätigkeit, für sich allein 
nicht zur persönlichen Abhängig-
keit führe (BAG 30. November 1994, 
Az.: 5 AZR 704/93 – BAGE 78, 343, 
unter B II 2b [2] der Gründe). Viel-
mehr ist für den Arbeitnehmersta-
tus entscheidend, ob er im Wesent-
lichen seine Arbeitszeit frei be-
stimmen kann (BAG, Urteil vom 5. 
Juli 2000, Az.: 5 AZR 888/98).

Auch wenn ein Zahnarzt nicht 
am Vermögen einer Gesellschaft 
beteiligt ist, und wenn sich zudem 
seine Vergütung anhand seiner 
persönlich erwirtschafteten Hono-
rare ermittelt, so können die Ge-
sellschaftsverträge unschwer so 
formuliert werden, dass der Juni-
orpartner keinen Weisungsrechten 
seiner Partner unterliegt und er 
seine Arbeitszeit frei verfügen 
kann, zumal der Juniorpartner 
auch die Tätigkeit nach den 
vertrags(zahn)ärztlichen Regeln 
im Verhältnis zur K(Z)V schuldet.

Der Bundesfinanzhof (BFH) geht 
ebenfalls davon aus, dass ein nicht 
am Vermögen, sondern nur am ei-
genen Honorar beteiligter Zahn-

arzt/Arzt Gesellschafter im Sinne 
des Zivilrechts sein kann. Gleich-
wohl ist er dann nicht steuerlicher 
Mitunternehmer, wenn er nur an 
den von ihm erwirtschafteten Ho-
noraren beteiligt ist und seine feh-
lenden wirtschaftlichen Risiken 
und Chancen nicht durch ein be-
sonders großes unternehme-
risches Initiativrecht mit entspre-
chendem Einfluss auf die Gesell-
schafterversammlung ausgleichen 
kann (vergleiche BFH, Urteil vom 
3. November 2015, Az.: VIII R 62/13). 
Das führt aber nicht dazu, dass der 
Juniorpartner nicht selbstständig 
tätig ist, sondern nur dazu, dass die 
Einkünfte des oder der Seniorpart-
ner anders qualifiziert werden, als 
wenn der Juniorpartner auch Mit-
unternehmer wäre.

Leider haben die Sozialgerichte 
nochmals eine andere Sichtweise, 
die besonders folgenschwer sein 
kann. Mehr dazu im zweiten Bei-
trag dieser Serie.

RA Thomas Bischoff, Köln

(wird fortgesetzt)

Rechtsanwalt Thomas Bischoff ist Fachanwalt 
für Medizinrecht und für Handels- und Gesell-
schaftsrecht. Er ist Partner der Bischoff & Partner 
PartG und Mitgesellschafter der Steuerberater-
gesellschaften Prof. Dr. Bischoff & Partner in 
Köln, Chemnitz und Berlin. Seine Arbeitsschwer-
punkte sind die Gründung und Sanierung von 
Zahnarztpraxen. Dazu gehört besonders auch 
die Beratung über die Errichtung von Berufsaus-
übungsgemeinschaften und Medizinischen Ver-
sorgungszentren unter Beachtung der zivil- und 

steuerrechtlichen Aspekte sowie des Vertragszahnarztrechts und der 
Berufsordnung und ihrer vertraglichen Umsetzung. Bei Streitigkeiten 
in diesem Zusammenhang vertritt er Zahnärzte auch vor Gericht.  
Kontakt unter E-Mail tb@bischoffundpartner.de.

Über den Autor

Bundesozialgericht (BSG)
Urteil vom 23. Juni 2010, Az.: B 6 KA 7/09
1. Ein Vertragsarzt übt seine Tätigkeit nicht in  
„freier Praxis“ aus, wenn er weder das wirtschaftliche 
Risiko der Praxis (mit)trägt noch am Wert der 
Praxis beteiligt ist.
2. Weder der Status als Vertragsarzt noch die status- 
begründende Genehmigung einer Gemeinschaftspraxis 
stehen Richtigstellungen aufgrund einer gesetzwidri-
gen Gestaltung der beruflichen Kooperation entgegen.

Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg
Urteil vom 12. Dezember 2014, Az.: L 4 R 1333/13
Zur abhängigen Beschäftigung eines Zahnarztes auf der 
Grundlage eines Vertrags „über eine zahnärztliche nicht 
gleichberechtigte Gemeinschaftspraxis“. 
Versicherungspflichtig sind in der Arbeitslosenver- 
sicherung nach § 25 Abs. 1 Satz 1 SGB III gegen Arbeits-
entgelt beschäftigte Personen. Beschäftigung ist nach  
§ 7 Abs. 1 SGB IV die nicht selbstständige Arbeit, 
insbesondere in einem Arbeitsverhältnis.

Bundesfinanzhof (BFH)
Urteil vom 3. November 2015, Az.: VIII R 63/13
Erhält ein (Schein-)Gesellschafter eine von der Gewinn-

situation abhängige, nur nach dem eigenen Umsatz 
bemessene Vergütung, und ist er zudem von einer 
Teilhabe an den stillen Reserven der Gesellschaft 
ausgeschlossen, kann wegen des danach nur einge-
schränkt bestehenden Mitunternehmerrisikos eine 
Mitunternehmerstellung nur bejaht werden, wenn  
eine besonders ausgeprägte Mitunternehmerinitiative 
vorliegt. Hieran fehlt es jedoch, wenn zwar eine 
gemeinsame Geschäftsführungsbefugnis besteht, von 
dieser aber tatsächlich wesentliche Bereiche ausge-
nommen sind.

Bundesfinanzhof (BFH)
Urteil vom 3. November 2015, Az.: VIII R 62/13
Die Einkünfte einer Ärzte-GbR sind insgesamt solche 
aus Gewerbebetrieb, wenn die GbR auch Vergütungen 
aus ärztlichen Leistungen erzielt, die in nicht unerheb-
lichem Umfang ohne leitende und eigenverantwort- 
liche Beteiligung der Mitunternehmer-Gesellschafter 
erbracht werden.

Bundesgerichtshof (BGH)
Urteil vom 6. April 1987, Az.: II ZR 101/86
Auch wenn ein Gesellschafter nicht am Gewinn und 
Verlust der Gesellschaft beteiligt ist, nur einen Anspruch 

auf Tätigkeitsvergütung hat, nicht am Gesellschafts- 
vermögen beteiligt ist und auch in der Gesellschafter-
versammlung kein Stimmrecht hat, so schließt dieser 
Befund eine Gesellschafterstellung nicht aus.

Arbeitsgericht (ArbG) Frankfurt/Oder
Beschluss vom 20. August 2014, Az.: Ca 1011/14
Nach den vom Bundesarbeitsgericht aufgestellten 
Grundsätzen ist entscheidendes Merkmal der Arbeit-
nehmereigenschaft vor allem die persönliche Abhän-
gigkeit des Mitarbeiters. Danach ist derjenige Arbeit-
nehmer, der seine Dienstleistung im Rahmen einer von 
Dritten bestimmten Arbeitsorganisation erbringt  
(BAG, Urteil vom 20.01.2010-5 AZR 106 / 09). Die 
Eingliederung in die fremde Arbeitsorganisation zeigt 
sich insbesondere darin, dass der Beschäftigte einem 
Weisungsrecht eines Vertragspartners (Arbeitgebers) 
unterliegt. Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durch- 
führung, Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit betreffen. 
Arbeitnehmer ist derjenige Mitarbeiter, der nicht  
im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten und  
seine Arbeitszeit bestimmen kann. Unterliegt also  
der Beschäftigte hinsichtlich Zeit, Dauer und Ort der 
Ausführung der versprochenen Dienste einem umfas-
senden Weisungsrecht, liegt ein Arbeitsverhältnis vor.

Wichtige Urteile
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